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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Statistiken der Rohstoff- und Produktionswirtschaft 
einzelner Wirtschaftszweige 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

In folgenden Wirtschaftsbereichen werden Erhe- ■ 
bungen als Bundesstatistik durchgeführt: j 

1. in der Eisen- und Stahlwirtschaft (§ 2), 

2. in der Nichteisen- und Edelmetallwirtschaft 
(§ 3), 

3. in der Mineralölwirtschaft (§ 4), 

4. in der Textilwirtschaft (§ 5), j 

5. in der Lederwirtschaft (§ 6), 

6. in der Tabakwirtschaft (§ 7). i 

I 

§ 2 I 

(1) Die Erhebung in der Eisen- und Stahlwirt- 
schaft (§ 1 Nr. 1) erfaßt monatlich folgende Tatbe- 
stände: 

1. Erzeugung, Zugang, Abgang und Bestand 

an hergestellten und gehandelten Erzeug- j 
nissen; | 

2. Auftragseingang und Auftragsbestand; 

3. Zugang, Abgang und Bestand an Roh- und 
Hilfsstoffen; 

4. Erzeugung, Zugang, Abgang und Bestand 
an Brennstoffen und Energie; 

5. Beschäftigte, Arbeitszeit, Bruttolohn- und 
Bruttogehaltssummen; 

6. Anzahl und Zustand der Schmelzeinheiten 
in Hochofen- und Stahlwerksbetrieben. 

j 

(2) Auskunftspflichtig sind die Betriebe 

1. des Eisenerzbergbaus, 

2. der Eisenschaffenden Industrie, 1 

3. mit Erzeugung von Eisen-, Stahl- und | 
Temperguß, 

i 

4. mit Erzeugung von Legierungsmitteln, | 

5. des Schrotthandels, i 

6. des Eisen- und Stahlhandels. j 

§ 3 

(1) Die Erhebung in der Nichteisen- und Edel- 
metallwirtschaft (§ 1 Nr. 2) erfaßt folgende Tatbe- 
stände: 

1. monatlich 

a) Erzeugung an Erzen, Konzentraten, * 
Rohmaterial und Halbmaterial, j 


b) Abgabe von Edelmetallen in Form von 
Roh- und Halbmaterial und von chemi- 
schen Verbindungen an edelmetailver- 
arbeitende Betriebe bei den Betrieben 
der Metallgewinnung, 

c) Auftragseingang und Lieferungen bei 
Betrieben der ersten Verarbeitungs- 
stufe (Betriebe, die Nichteisenmetalle 
in Form von Vormaterial, Rohmaterial 
oder Abfallmaterial für andere Zwecke 
als die der Metallgewinnung verar- 
beiten), 

d) Bestand an Rohmaterial bei Betrieben 
der Metallgewinnung; 

2. vierteljährlich 

a) Verbrauch an Vor-, Roh- und Abfall- 
material, 

b) Bestand an Vor- und Abfallmaterial, 

c) Bestand an Rohmaterial bei Betrieben 
der ersten Verarbeitungsstufe und des 
Metallhandels; 

3. jährlich 

Abgabe von Roh- und Halbmaterial an 

Abnehmer im Inland. 

(2) Auskunftspflichtig zu der Erhebung nach Ab- 
satz 1 sind die Betriebe des Metallerzbergbaus, der 
Metallgewinnung, der ersten Verarbeitungsstufe 
und des Metallhandels. 

§ 4 

(1) Die Erhebung in der Mineralölwirtschaft (§ 1 
Nr. 3) erfaßt monatlich Zugang, Lieferung und Be- 
stand an Mineralölprodukten. 

(2) Auskunftspflichtig sind alle Betriebe, die 
Mineralölprodukte herstellen oder im Verkehr mit 
einem Gebiet außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes beziehen oder liefern. 

§ 5 

(1) Die Erhebung in der Textilwirtschaft (§ 1 
Nr. 4) erfaßt folgende Tatbestände: 

1. bei Betrieben der Textilindustrie und der 

Chemiefasererzeugung 

a) monatlich 

Zugang, Abgang und Bestand an Tex- 
tilrohstoffen, 

Erzeugung, Versand und Bestand an 
Textilerzeugnissen, 
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Spindel- und Webstuhlstunden bei 
Spinnereien und Webereien, 

b) jährlich 

Beschäftigte, 

Bestand an Textilmaschinen; 

2. bei Betrieben des Woll- und Baumwoll- 
handels 

vierteljährlich 

Abgang und Bestand an Textilrohstoffen. 
(2) Auskunftspflichtig sind 

1. zu Absatz 1 Nr. 1 die Betriebe 

a) der Chemiefasererzeugung, 

b) der Spinnstoffaufbereitung, 

c) der Spinnstoffverarbeitung, 

d) der Gespinstverarbeitung, 

e) der Textilveredelung; 

2. zu Absatz 1 Nr. 2 die Betriebe des Woll- 
und Baumwollhandels. 

§ 6 

(1) Die Erhebung in der Lederwiiischaft (§ 1 
Nr. 5) erfaßt vierteljährlich folgende Tatbestände: 

1, Zugang, Einarbeitung und Bestand an 
Häuten und Fellen; 

2, Absatz und Bestand an Leder. 


1. Rohtabak be- oder verarbeiten; 

2. mit Rohtabak handeln. 

(3) Die Erhebung nach Absatz 1 wird durchge- 
führt 

1. bei den in Absatz 2 Nr. 1 bezeichneten 
Betrieben, die auf Grund § 3 des Gesetzes 
über die Allgemeine Statistik in der Indu- 
strie und im Bauhauptgewerbe vom 15. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 720) zu Erhe- 
bungen herangezogen werden; 

2. bei den unter Absatz 2 Nr. 2 bezeichneten 
Betrieben, bei denen der Jahresumsatz an 
Rohtabak mindestens 50 Zentner beträgt. 

§ 8 

Die Statistiken nach §§ 2, 3, 4 und 7 werden vom 
Statistischen Bundesamt erhoben und aufbereitet; 
die Vorschrift des § 9 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Statistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 3. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) bleibt un- 
berührt. 

§ 9 

Die Weiterleitung von Einzelangaben nach § 12 
Abs. 2 StatGes durch die erhebenden Behörden an 
den Bundesminister für Wirtschaft oder die von ihm 
bestimmte Stelle sowie an die für die Wirtschaft 
zuständige oberste Landesbehörde ist zugelassen. 


(2) Auskunftspflichtig sind die Betriebe, die Leder 
erzeugen. 

§ 7 

•(1) Die Erhebung in der Tabakwirtschaft (§ 1 
Nr. 6) erfaßt vierteljährlich 

Zugang, Abgang und Bestand an Rohtabak sowie 
die Mengen an Rohtabak, über die Einfuhrverträge 
abgeschlossen sind. 

(2) Auskunftspflichtig zu der Erhebung nach Ab- 
satz 1 sind die. Betriebe, die 


§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 11 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 
1960 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung über 
die Statistik in der Textilwirtschaft vom 29. August 
1959 (Bundesanzeiger Nr. 169 vom 4. September 
1959) außer Kraft. 
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Begründung 


I. Rechtsgrundlagen der Statistik 

Mit dem vorliegenden Gesetz werden Bundesstati- 
stiken geregelt, die in einigen Industriezweigen in 
Ergänzung der auf Grund des Gesetzes über die 
Allgemeine Statistik in der Industrie und im Bau- 
hauptgewerbe vom 15. Juli 1957 (BGBl. I S. 720) in 
der gesamten Industrie durchgeführten Statistik 
schon seit längerer Zeit notwendig sind und die 
bisher auf Rechtsverordnungen nach § 6 Abs. 2 des 
Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
(StatGes) vom 3. September 1953 (BGBl. I S. 1314) 
beruhen. Diese Rechtsverordnungen, die nach § 6 
Abs. 2 StatGes nur mit einer auf 3 Jahre begrenzten 
Geltungsdauer erlassen werden können, sind im 
Laufe der Jahre seit Inkrafttreten des StatGes schon 
mehrfach erneuert worden, da sich die unveränderte 
Fortführung dieser Statistiken aus wirtschaftspoli- 
tischen Gründen als unerläßlich erwiesen hat. Vier 
der z. Z. geltenden Rechtsverordnungen verlieren 
ihre Gültigkeit mit Ablauf des 30. September 1960. 
Es entspricht dem § 6 Abs. 1 StatGes, daß lang- 
fristig benötigte Bundesstatistiken durch Gesetz an- 
geordnet werden. In dem vorliegenden Gesetzent- 
wurf werden daher die Rechtsvorschriften über die 
Anordnung der Statistiken im Bereich der 

Eisen- und Stahlwirtschaft 

Nichteisen- und Edelmetallwirtschaft 

Mineralölwirtschaft 

Textilwirtschaft 

Lederwirtschaft 

Tabak Wirtschaft 

zusammengefaßt. Dieses Gesetz tritt an Stelle der 
nachstehend aufgeführten Rechtsverordnungen, die 
gleichzeitig mit Verkündung des Gesetzes außer 
Kraft gesetzt werden (§ 11), soweit nicht schon vor 
diesem Zeitpunkt ihre Geltungsdauer abgelaufen ist: 

1. die Verordnung über die Durchführung einer 
Eisen- und Stahlstatistik vom 1. August 1957 
(Bundesanzeiger Nr. 148 vom 6. August 1957) 

2. die Verordnung über die Durchführung einer 
Nichteisen- und Edelmetallstatistik vom 1. Au- 
gust 1957 (Bundesanzeiger Nr. 148 vom 6. August 
1957) 

3. die Verordnung über die Durchführung einer 
Lederstatistik vom 24. September 1957 (Bundes- 
anzeiger Nr. 186 vom 27. September 1957) 

4. die Verordnung über die Durchführung einer 
Rohtabakstatistik vom 1. August 1957 (Bundes- 
anzeiger Nr. 148 vom 6. August 1957) 

5. die Verordnung über die Statistik in der Textil- 
wirtschaft vom 29. August 1959 (Bundesanzeiger 
Nr. 169 vom 4. September 1959). 

Um die unveränderte Weiterführung dieser Stati- 
stiken zu sichern, soll das Gesetz mit Wirkung vom 
1. Oktober 1960 in Kraft treten. Lediglich auf dem 


Gebiet der Mineralölwirtschaft sieht das Gesetz die 
Neuschaffung einer Rechtsgrundlage vor, da für die 
schon seit langer Zeit erstellte Mineralölversor- 
gungsbilanz über die bereits auf Grund anderwei- 
tiger Gesetzgebung verfügbaren Angaben über 
Produktion und Außenhandel hinaus auch Angaben 
zur Vorratsbewegung benötigt werden. Diese An- 
gaben werden zwar schon bisher von privater Seite 
zur Verfügung gestellt, jedoch sollen in Anbetracht 
der besonderen wirtschaftspolitischen Bedeutung der 
Mineralölbilanz auch die diesbezüglichen Auskünfte 
auf eine Rechtsgrundlage gestützt werden. 

II. Zweck und Bedeutung der Statistik 

Die besondere Lage der Wirtschaftszweige, auf 
welche sich dieses Gesetz bezieht und die sich auch 
aus der besonders engen rechtlichen und wirtschaft- 
lichen internationalen Integration ergibt, zwingt 
dazu, über die auf Grund des Industriestatistischen 
Gesetzes in der gesamten Industrie einheitlichen 
Tatbestandsmerkmale hinaus Vorgänge im Wirt- 
schaftsablauf dieser Zweige statistisch zu durch- 
leuchten, um der Verwaltung und der Wirtschaft 
die für die laufenden internationalen Verhandlungen 
notwendigen Unterrichtungen und Überblicke zu 
verschaffen. Dabei ist in bezug auf die einzelnen 
unter dieses Gesetz fallenden Wirtschaftsbereiche 
folgendes zu bemerken: 

Die wirtschaftlichen Vorgänge in der deutschen 
Eisen- und Stahlindustrie sind für die Gesamtwirt- 
schaft der Bundesrepublik von besonderer Bedeu- 
tung, da diese Industrie eine ihrer wesentlichen 
und in hohem Grade konjunkturempfindlichen 
Schlüsselindustrien ist. Die amtlichen Stellen müssen 
daher durch eine amtlich geführte Statistik über den 
Wirtschaftsablauf in der Eisen- und Stahlindustrie 
unterrichtet sein. 

Die Unterlagen werden ferner benötigt, um die 
wirtschaftliche Entwicklung der Eisen- und Stahl- 
industrie der Bundesrepublik im Rahmen der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl ausrei- 
chend verfolgen und der Hohen Behörde die erfor- 
derlichen Unterlagen zur Verfügung stellen zu kön- 
nen. Darüber hinaus dient die Fachstatistik zur Er- 
füllung zwischenstaatlicher Verpflichtungen im Rah- 
men der OEEC und der ECE. 

Die Bundesrepublik ist bei dem geringen Umfang 
ihrer eigenen Erzvorkommen in der Versorgung mit 
Nichteisenmetallen und Edelmetallen weitgehend 
von der Einfuhr abhängig. Diese Lage bedingt eine 
kurzfristige, spezifizierte Unterrichtung des Bundes- 
ministeriums für Wirtschaft über Erzeugung, Ver- 
brauch und Bestand von Nichteisenmetallen und 
über die Abgabe von Edelmetallen an die Verbrau- 
cher, um den Strukturwandel auf dem Nichteisen- 
gebiet zu beobachten und Marktstörungen zu ver- 
meiden. Sie wird außerdem benötigt zur Erfüllung 
eingegangener internationaler Vereinbarungen über 
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den Austausch statistischer Informationen auf dem 
Gebiet der Metallwirtschaft. 

Die Erhebung in der Mineralölwirtschaft soll Ver- 
brauchs- und Bestandszahlen feststellen und dadurch 
zusammen mit den aus Produktions- und Außen- 
handelsstatistiken bereits verfügbaren Daten ein 
Gesamtbild der Mineralölwirtschaft liefern. Die I 
Bundesregierung benötigt diese Unterlagen, um sich | 
jederzeit einen zahlenmäßig verläßlichen Überblick ! 
über die Entwicklung des Mineralölmarktes in der ^ 
Bundesrepublik, insbesondere des Heizölmarktes in | 
seiner Verbindung zum Gesamtenergiemarkt ver- ; 
schaffen zu können. Ein solcher Überblick ist auch i 
als Unterlage für die Verhandlungen im Rahmen 
der EWG und zur Erfüllung der internationalen 
Auskunftsverlangen unerläßlich. 

Die Textilwirtschaft ist in besonders starkem Maße 
von der Einfuhr ihrer Rohstoffe abhängig. Im Jahre S 
1959 wurden an textilen Rohstoffen für annähernd 
1,8 Milliarden DM eingeführt, das sind rd. 23 v. H. 
der Gesamteinfuhr an gewerblichen Rohstoffen und 
etwa 90 v. H. des textilen Rohstoffbedarfs (ohne ; 
Chemiefaser). Die Einfuhrabhängigkeit unterwirft | 
die deutsche Textilwirtschaft in empfindlicher Weise 
den Schwankungen der internationalen Rohstoff- ; 
markte, die wiederum den Zufälligkeiten des Auf- | 
kommens in Übersee ausgesetzt sind. In den inter- ' 
nationalen Verhandlungen im Rahmen der OEEC, 
des GATT und insbesondere der EWG müssen die I 
Vertreter der Bundesregierung mit neuestem stati- i 
tistischem Zahlenmaterial ausgestattet sein, um ihre I 
Stellungnahme entsprechend begründen zu können 
und um nicht von vornherein gegenüber den ande- 
ren Mitgliedsländern entscheidend im Nachteil zu 
sein. In diesem Zusammenhang wird auf die sehr 
spezifizierten, stets auf dem neuesten Stand befind- 
lichen Textilstatistiken der anderen EWG-Mitglieds- 
länder hingewiesen. 

Die genannten Gründe machen die monatliche Beob- 
achtung der Rohstoffbewegung in der Gliederung 
nach Zu- und Abgang und Bestand in den verschie- 
denen Zweigen und Stufen der Textilindustrie und 
die vierteljährliche Beobachtung der Textilrohstoffe 
nach Abgang und Bestand beim Woll- und Baum- 
wollhandel notwendig. Die Veränderungen und 
Spannungen in der heimischen Versorgung mit Roh- 
materialien schlagen sich aber sehr schnell auch in 
der Produktion nieder, bei der sich zudem noch der 
in der Textilindustrie typische saisonale Rhythmus 
entscheidend auswirkt. Deshalb ist die monatliche 
Unterrichtung über die Produktionsentwicklung und 
ihre fabrikatorischen Zusammenhänge in den ein- 
zelnen Teilbereichen der Textilindustrie geboten. 

Monatliche Angaben über Spindel- und Webstuhl- 
stunden (§ 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a) bilden die 
Grundlage für die Beobachtung der Kapazitätsaus- 
nutzung, die sich ihrerseits auf eine jährliche Fest- 
stellung des Bestandes an Spindeln und Webstühlen 
(§ 5 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b) stützt. Vergleiche 
mit den textilen Produktionskapazitäten der Textil- 
wirtschaften wichtiger Nachbar- und Entwicklungs- 
länder machen im Hinblick auf die Schaffung eines 
europäischen Marktes und den wachsenden Wettbe- 


werb überseeischer Gebiete Kapazitätsunterlagen 
unentbehrlich. 

Die ledererzeugende Industrie ist in ihrer Rohstoff- 
versorgung bei Großviehhäuten bis zu 50 v. H. und 
bei Kleiiitierfellen bis zu 90 v. H. einfuhrabhängig. 

Die Lieferungen aus den Haupterzeugerländern sind 
infolge von — vielfach politisch bedingten — Preis- 
und Kursmanipulationen erheblichen Schwankungen 
unterworfen, die unter Umständen den weitgehen- 
den Ausfall eines Lieferlandes zur Folge haben. Die 
amtlichen Stellen müssen aus handelspolitischen 
Gründen über Zugang, Verarbeitung und Bestand 
(letzterer einschließlich der Umlaufmenge) laufend 
unterrichtet sein, um im Bedarfsfälle durch Erschlie- 
ßung zusätzlicher Einfuhrquellen eine gleichmäßige 
Versorgung zu ermöglichen. Des weiteren wird 
auch für die Arbeiten im Rahmen eines gemein- 
samen europäischen Häutemarktes Zahlenmaterial 
über die Rohstoffversorgung benötigt. 

Der in der Bundesrepublik verarbeitete Rohtabak 
ist zu etwa 80 v. H. ausländischen und zu etwa 
20 V. H. inländischen Ursprungs. 

Der inländische Tabakanbau erzeugt zwei verschie- 
dene Arten Tabak, und zwar die für die Herstellung 
von Zigarren verwendeten Zigarrenguttabake und 
die bei der Herstellung von Rauchtabak und schwar- 
zen Zigaretten Verwendung findenden sogenannten 
Schneidguttabake. Für bestimmte steuerlich begün- 
stigte Preisklassen des Rauchtabaks und der schwar- 
zen Zigaretten enthält das Tabaksteuergesetz hin- 
sichtlich der zu verwendenden Mindestmengen von 
Inlandtabak besondere Vorschriften. Da nur durch 
Kenntnis der Bevorratung richtige Dispositionen so- 
wohl von Pflanzern als auch von Industrie und Han- 
del getroffen werden können, sind zuverlässige An- 
gaben über die Rohtabakbestände bei Industrie und 
Handel erforderlich. 

Der ausländische Rohtabak wird aus mehr als 35 
Ländern bezogen. Er ist handeis- und wirtschafts- 
politisch ein bedeutsamer Faktor. Daher ist eine um- 
fassende Unterrichtung über die Bestandsbewegung 
bei ausländischen Rohtabaken auch in sortenmäßiger 
Hinsicht und nach Provenienzen bei Handelsver- 
tragsverhandlungen zwischen den Erzeugerländern 
und der Bundesrepublik von Wichtigkeit; sie bildet 
die Voraussetzung für Entscheidungen, die beim 
Aushandeln von Wert und Menge der Einfuhr und 
neuerdings auch bei Hilfsstellung gegenüber den 
unterentwickelten Ländern zu treffen sind. So wäre 
es z. B. ohne Kenntnis der vorhandenen Rohtabak- 
bestände nicht möglich, Abnahme- oder Unterstüt- 
zungszusagen gegenüber Lieferländern zu geben 
oder nicht erfüllbaren Forderungen in dieser Hin- 
sicht entgegenzutreten. Eine wichtige Unterlage bil- 
det die Rohtabakstatistik im Rahmen der internatio- 
nalen Zusammenarbeit, dies besonders innerhalb 
der EWG und bei den GATT-Verhandlungen. Da 
Tabak, der im Staatshaushalt eines jeden Landes 
eine große Rolle spielt, immer ein schwieriges Pro- 
blem darstellt, muß die Bundesrepublik in der Lage 
sein, in gleicher Weise wie die Länder mit Monopol 
oder staatlich gelenkter Wirtschaft gewünschte An- 
gaben machen zu können. 
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IIL Durchführung der Statistik 

Von den Ländern werden die Statistiken nach §§ 5 | 
und 6 wie bisher erhoben und aufbereitet. Die i 
Statistiken nach §§ 2, 3, 4 und 7 werden vom Bund ; 
zentral durchgeführt. Es ist vorgesehen, daß die 
Statistik nach § 2 wie bisher vom Statistischen Bun- I 
desamt und die Statistiken nach §§ 3, 4 und 7 nach 
Maßgabe des § 9 Abs. 2 StatGes vom Bundesamt : 
für gewerbliche Wirtschaft erhoben und aufbereitet 
werden. ! 

Die Weiterleitung von Einzelangaben (§ 9), die be- 
reits in den entsprechenden Verordnungen vorge- 


sehen war, ist aus sachlichen Gründen notwendig, 
um den binnenwirtschaftlichen Erfordernissen und 
im Falle der Stahlstatistik (§ 2) den Anforderungen 
der Hohen Behörde der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl gemäß Artikel 47 des Montan- 
vertrages entsprechen zu können. 


IV. Kosten der Statistik 

Zusätzliche Kosten entstehen nicht, da die Erhebun- 
gen von den beauftragten Verwaltungsstellen nur 
in dem bisherigen Umfange weitergeführt werden. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 8. April 1960 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 17. März 1960 — 6 - 60003 - 2688/60 — 
beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
217. Sitzung am 8. April 1960 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 


Entwurf eines Gesetzes über Statistiken der 
Rohstoff- und Produktionswirtschaft einzel- 
ner Wirtschaftszweige 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

In § 6 Abs. 1 ist das Wort „vierteljährlich" durch das Wort 
„monatlich" zu ersetzen. 


Begründung 

Die Lederindustrie ist der einzige Industriezweig der Bundes- 
republik, der das Produktionsniveau von 1936 noch nicht wie- 
der erreicht hat; ihr Produktionsindex (1936 = 100) stellte sich 
im Jahre 1959 auf 93 gegenüber einem Index der gesamten 
westdeutschen Industrie von 249. Hinzu kommt, daß die Leder- 
erzeugung bei Großviehhäuten bis zu 50 v. H. und bei Klein- 
tierfellen bis ZU 90 V. H. einfuhrabhängig ist. Diese Umstände 
erfordern eine laufende Unterrichtung über Zugang, Verarbei- 
tung, Absatz und Bestand an Häuten und Fellen sowie an 
fertigem Leder. Eine nur vierteljährliche Berichterstattung 
wird diesem Erfordernis nicht gerecht. 

Ferner hat der Bundesrat folgende Entschließung gefaßt: 

Die Statistiken nach §§ 2, 3 Abs. 1 Nr. 1, §§ 4 und 5 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe a sollen nach dem Gesetzentwurf monatlich 
erhoben werden. Im weiteren ' Verlauf des Gesetzgebungs- 
verfahrens sollte geprüft werden, ob nicht zum mindesten 
bei einzelnen Tatbeständen ein größerer zeitlicher Abstand 
möglich ist. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 


Dr. Röder 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 

Dem Vorschlag des Bundesrates, in § 6 Abs. 1 das 
Wort „vierteljährlich'' durch das Wort „monatlich“ 
zu ersetzen, wird zugestimmt. Die Bundesregierung 
macht darauf aufmerksam, daß durch den Deut- 
schen Bundestag in § 6 Abs. 1 Nr. 2 vor dem Wort 
„Absatz" das Wort „Erzeugung“ wieder eingefügt 
werden sollte in Übereinstimmung mit der zur Zeit 
noch geltenden Verordnung über die Durchführung 
einer Lederstatistik vom 24. September 1957 (Bun- 
desanzeiger Nr. 186 vom 27. September 1957). 

Zu der vom Bundesrat ferner gefaßten Entschlie- 
ßung, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens möge geprüft werden, ob nicht bei den Sta- 
tistiken nach § 2, § 3 Abs. 1 Nr. 1, §§ 4 und 5 Abs. 1 
Nr. 1 Buchstabe a zumindest bei einzelnen Tat- 
beständen ein größerer zeitlicher Abstand möglich 
ist, bemerkt die Bundesregierung, daß die in dem 
Gesetzentwurf bei den genannten Statistiken vor- 
gesehenen Zeitabstände den sachlichen Erforder- 
nissen — auch im Hinblick auf die darüber inter- 
national getroffenen Abreden und Vereinbarungen 
oder diesbezüglich ergangenen Empfehlungen — 
entsprechen. 
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